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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 
Änderung der Bauordnung für Berlin

Die Bauordnung für Berlin vom 29. September 2005 (GVBl. 
S. 495), die zuletzt durch Artikel 23 des Gesetzes vom 12. Oktober 
2020 (GVBl. S. 807) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a)	 Die Angabe zu § 8 wird wie folgt gefasst:
„§ 8	� Nicht überbaute Flächen der bebauten Grundstücke, 

Dachbegrünung, Kinderspielplätze“
b)	 Die Angabe zu § 51 wird wie folgt gefasst:

„§ 51	Sonderbauten und Garagen“
c)	 Nach der Angabe zu § 63a wird die Angabe zu § 63b gestri-

chen.
d)	 Nach der Angabe zu § 65 werden die folgenden Angaben 

eingefügt:
„§ 65a	� Voraussetzung für die Eintragung in die Liste nach 

§ 65 Absatz 2 Nummer 2
§ 65b	� Eintragungsverfahren für Antragstellerinnen und 

Antragsteller nach § 65a Absatz 3
§ 65c	 Ausgleichsmaßnahmen
§ 65d	� Vorübergehende und gelegentliche Dienstleistungs-

erbringung von bauvorlageberechtigten Ingenieu-
rinnen und Ingenieuren, Anzeigeverfahren“

e)	 Nach der Angabe zu § 72 wird die folgende Angabe einge-
fügt:
„§ 72a	 Typengenehmigung“

f)	 Nach der Angabe zu § 89 wird die folgende Angabe ange-
fügt:
„Anlage (zu § 65 Absatz 3 Nummer 3 und § 65a Absatz 1 
Nummer 1)“

2.	 In § 1 Absatz 2 Nummer 3 werden nach dem Wort „dienen“ das 
Komma und die Wörter „einschließlich ihrer Masten, Unterstüt-
zungen sowie ihrer unterirdischen Anlagen und Einrichtungen“ 
gestrichen.

3.	 § 2 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 4 Nummer 3 werden die Wörter „Wohngebäude 

und Garagen“ durch die Wörter „Wohngebäude, Garagen 
sowie Räume und Gebäude für Abstellplätze für Fahrräder“ 
ersetzt.

b)	 In Absatz 7 wird Satz 4 aufgehoben.
c)	 In Absatz 9 werden nach dem Wort „Hilfe“ das Wort „auf-

findbar“ und ein Komma eingefügt.
4.	 § 3 wird wie folgt gefasst:

„§ 3 
Allgemeine Anforderungen

Anlagen sind so anzuordnen, zu errichten, zu ändern, in ihrer 
Nutzung zu ändern, instand zu halten und zu beseitigen, dass
1.	 die öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere Le-

ben, Gesundheit und die natürlichen Lebensgrundlagen, 
nicht gefährdet,

2.	 die natürlichen Ressourcen nachhaltig genutzt und der 
Schutz von Natur und Landschaft angemessen berücksich-
tigt,

3.	 umweltverträgliche Rohstoffe und Sekundärstoffe verwen-
det und

4.	 die Belange der Baukultur berücksichtigt
werden, sie die allgemeinen Anforderungen ihrem Zweck ent-
sprechend dauerhaft erfüllen und die Nutzbarkeit für alle Men-
schen gewährleistet ist; dabei sind die Grundanforderungen an 
Bauwerke gemäß Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2011 
zur Festlegung harmonisierter Bedingungen für die Vermark-
tung von Bauprodukten und zur Aufhebung der Richtlinie 
89/106/EWG des Rates (ABl. L 88 vom 4.4.2011, S. 5, L 103 
vom 12.4.2013, S. 10, L 92 vom 8.4.2015, S. 118) in der jeweils 
geltenden Fassung zu beachten. Bei der Planung, Errichtung und 
Änderung baulicher Anlagen sind deren Lebenszyklusphasen zu 
berücksichtigen und es ist darauf zu achten, dass bei einer Be-
seitigung der baulichen Anlage oder ihrer Teile die anfallenden 
Baustoffe und Teile des Bauwerks möglichst wiederverwendet 
oder recycelt werden können.“

5.	 § 6 Absatz 8 Satz 1 wird wie folgt geändert:
a)	 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

„3.	 Wärmepumpen einschließlich ihrer Fundamente und 
Einhausungen mit einer Höhe bis zu 2 Meter und einer 
Gesamtlänge je Grundstücksgrenze von 3 Meter,“

b)	 Folgende Nummer 4 wird angefügt:
„4.	 Stützmauern und geschlossene Einfriedungen in Gewer-

be- und Industriegebieten, außerhalb dieser Baugebiete 
mit einer Höhe bis zu 2 Meter.“

6.	 In § 7 Satz 2 werden nach dem Wort „genehmigt“ die Wörter 
„oder genehmigungsfrei gestellt“ eingefügt.

7.	 § 8 wird wie folgt geändert:
a)	 In der Überschrift werden nach dem Wort „Grundstücke“ 

ein Komma und das Wort „Dachbegrünung“ eingefügt.
b)	 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die nicht mit Gebäuden oder vergleichbaren bauli-
chen Anlagen überbauten Flächen der bebauten Grundstü-
cke sind
1.	 wasseraufnahmefähig zu belassen oder herzustellen und
2.	 zu begrünen oder zu bepflanzen,
soweit dem nicht die Erfordernisse einer anderen zulässigen 
Verwendung der Flächen entgegenstehen; Anforderungen 
aus Biotopflächenfaktor-Landschaftsplänen haben Vorrang. 
Dächer mit einer Dachneigung bis zu 10 Grad, deren Dach-
fläche insgesamt größer als 100 Quadratmeter ist, sind zu 
begrünen, es sei denn der Verwendung der Dachfläche steht 
das Erfordernis einer anderen zulässigen Verwendung ent-
gegen. Die Sätze 1 und 2 finden keine Anwendung, soweit 
Bebauungspläne oder andere Rechtsverordnungen abwei-
chende Regelungen enthalten.“

8.	 In § 12 Absatz 2 werden nach den Wörtern „mehrere bauliche 
Anlagen“ die Wörter „auf verschiedenen Grundstücken“ einge-
fügt.

9.	 § 26 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
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bb)	Satz 4 und Satz 5 werden durch die folgenden Sätze er-
setzt:
„In Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen und mit 
nach § 39 Absatz 4 Satz 1 erforderlichen Aufzügen muss 
die Hälfte der Wohnungen barrierefrei nutzbar sein. 
Wird ab dem 1. Januar 2025 ein Bauvorhaben gemäß 
§ 62 angezeigt oder ein bauaufsichtliches Verfahren ge-
mäß § 63 oder § 64 beantragt, müssen zusätzlich insge-
samt drei Viertel der Wohnungen barrierefrei erreichbar 
sein und es muss in Gebäuden mit mehr als 100 Woh-
nungen eine der barrierefrei nutzbaren Wohnungen je 
100 Wohnungen rollstuhlgerecht errichtet werden. Die 
Sätze 1 bis 3 gelten nicht, wenn durch nachträglichen 
Ausbau des Dachgeschosses, durch Aufstockung um bis 
zu zwei Geschosse oder durch Teilung von Wohnungen 
zusätzliche Wohnungen entstehen.“

b)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 2 Nummer 1 wird das Wort „Bildungswesens“ 

durch die Wörter „Bildungs- und Erziehungswesens“ er-
setzt.

bb)	Nach Satz 2 werden die folgenden Sätze eingefügt:
„Verwaltungs- und Gerichtsgebäude müssen barrierefrei 
sein. Öffentlich und nicht öffentlich zugängliche Büro-
gebäude mit nach § 39 Absatz 4 Satz 1 erforderlichen 
Aufzügen müssen barrierefrei sein.“

c)	 Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:
„(4) Für bauliche Anlagen, die überwiegend von Men-

schen mit Behinderungen oder auf Grund von Alter oder 
Krankheit beeinträchtigten Menschen genutzt werden 
oder ihrer Betreuung dienen, gelten Absatz 2 Satz 5 und Ab-
satz  3 Satz  9 entsprechend, soweit nicht in anderen Vor-
schriften Regelungen zur Barrierefreiheit getroffen wer-
den.“

d)	 Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.
e)	 Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 und die Wörter „Ab-

sätzen 1 bis 4“ werden durch die Wörter „Absätzen 1 bis 5“ 
ersetzt.

16.	§ 51 wird wie folgt geändert:
a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 51 
Sonderbauten und Garagen“.

b)	 In Satz 1 werden nach dem Wort „Sonderbauten“ die Wörter 
„und Garagen“ eingefügt.

17.	In § 59 Absatz 1 werden nach dem Wort „Baugenehmigung“ das 
Komma und die Wörter „die Beseitigung von Gebäuden mit 
Wohnraum bedarf der Genehmigung“ gestrichen.

18.	§ 61 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nummer 1 Buchstabe b werden die Wörter „3 m je 
Wand“ durch die Angabe „3 Meter“ und die Angabe  
„30 m2“ durch die Angabe „50 Quadratmeter“ ersetzt.

bb)	In Nummer 3 Buchstabe a werden nach dem Wort „Au-
ßenwandflächen“ das Komma und die Wörter „ausge-
nommen bei Hochhäusern“ gestrichen.

cc)	Nummer 5 Buchstabe a wird wie folgt gefasst:
„a)	unbeschadet der Nummer 4 Buchstabe b Antennen 

einschließlich der Masten mit einer Höhe bis zu  
15 Meter auf Gebäuden gemessen ab dem Schnitt-
punkt der Anlage  mit der Dachhaut, im Außenbe-
reich freistehend mit einer Höhe bis zu 20 Meter und 
Parabolantennen mit einem Durchmesser bis zu  
1,20 Meter und zugehöriger Versorgungseinheiten 
mit einem Brutto-Rauminhalt bis zu 10 Kubikmeter 
sowie, soweit sie in, auf oder an einer bestehenden 
baulichen Anlage  errichtet werden, die damit ver-

„(3) Abweichend von Absatz 2 Satz 3 sind tragende oder aus-
steifende sowie raumabschließende Bauteile, die hochfeuer-
hemmend oder feuerbeständig sein müssen, aus brennbaren 
Baustoffen zulässig, wenn die hinsichtlich der Standsicherheit 
und des Raumabschlusses geforderte Feuerwiderstandsfähigkeit 
nachgewiesen und die Bauteile und ihre Anschlüsse ausreichend 
lang widerstandsfähig gegen die Brandausbreitung sind. Satz 1 
gilt nicht für Wände nach § 30 Absatz 3 Satz 1 und Wände nach 
§ 35 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1.“

10.	Dem § 28 Absatz 5 wird folgender Satz angefügt:
„Abweichend von Absatz  3 sind hinterlüftete Außenwandbe-
kleidungen, die den Technischen Baubestimmungen nach § 86a 
entsprechen, mit Ausnahme der Dämmstoffe, aus normalent-
flammbaren Baustoffen zulässig.“

11.	§ 32 Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Von Brandwänden und von Wänden, die anstelle von Brand-
wänden zulässig sind, müssen folgende Abstände eingehalten 
werden:
1.	 ohne Abstand

a)	 Dachflächenfenster, Oberlichte, Lichtkuppeln und Öff-
nungen in der Bedachung, wenn diese Wände mindes-
tens 0,30 Meter über die Bedachung geführt sind,

b)	 Solaranlagen, Dachgauben und ähnliche Dachaufbauten 
aus brennbaren Baustoffen, wenn sie durch diese Wände 
gegen Brandübertragung geschützt sind.

2.	 mindestens 0,50 Meter
Solaranlagen, die mit maximal 0,30 Meter Höhe über der 
Dachhaut installiert oder im Dach integriert sind, wenn sie 
nicht unter Nummer 1 Buchstabe b fallen.

3.	 mindestens 1,25 Meter
a)	 Dachflächenfenster, Oberlichte, Lichtkuppeln und Öff-

nungen in der Bedachung, die nicht unter Nummer  1 
Buchstabe a fallen,

b)	 Dachgauben und ähnliche Dachaufbauten, wenn sie 
nicht unter Nummer 1 Buchstabe b fallen,

c)	 Solaranlagen, die nicht unter Nummer  1 Buchstabe b 
und Nummer 2 fallen.“

12.	§ 39 Absatz 4 wird wie folgt geändert:
a)	 In Satz 1 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon und 

die Wörter „dies gilt nicht beim nachträglichen Ausbau des 
obersten Geschosses oder bei der Aufstockung um bis zu 
zwei Geschosse.“ ersetzt.

b)	 Satz 3 wird aufgehoben.
c)	 In dem neuen Satz 5 werden die Wörter „Sätze 1, 4 und 5“ 

durch die Wörter „Sätze 1 1. Halbsatz, 3 und 4“ ersetzt.
13.	§ 43 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 2 wird nach dem Wort „einen“ das Wort „barriere-
freien“ eingefügt.

b)	 Absatz 3 Satz 2 wird durch die folgenden Sätze ersetzt:
„Bestehende Wohnungen sind bis zum 31. Dezember 2030 
mit eigenen Kaltwasserzählern auszustatten. Dies gilt nicht, 
wenn die Anforderung nach Satz 2 nur mit einem unverhält-
nismäßig hohen Mehraufwand erfüllt werden kann.“

14.	§ 49 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Sie müssen von öffentlichen Straßen und dem barrierefreien 
Hauptzugang der baulichen Anlage aus auf kurzem Weg zu er-
reichen sein.“

15.	§ 50 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz  3 Nummer  2 werden die Wörter „Breite der 
Wohnungstür“ durch die Wörter „Durchgangsbreite von 
Eingangstüren von Wohnungen“ ersetzt.
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20.	§ 63 Satz 1 wird wie folgt geändert:
a)	 In Nummer 3 wird das Wort „sowie“ durch einen Punkt er-

setzt.
b)	 Nummer 4 wird aufgehoben.

21.	§ 63b wird aufgehoben.
22.	§ 64 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Nummer 3 werden das Komma nach den Wörtern „ersetzt 
wird“ und das Wort „sowie“ durch einen Punkt ersetzt.

b)	 Nummer 4 wird aufgehoben.
23.	§ 65 wird wie folgt gefasst:

„§ 65 
Bauvorlageberechtigung

(1) Bauvorlagen für die nicht verfahrensfreie Errichtung und 
Änderung von Gebäuden müssen von einer Entwurfsverfasserin 
oder einem Entwurfsverfasser erstellt sein, die oder der bauvor-
lageberechtigt ist. Dies gilt nicht für
1.	 Bauvorlagen, die üblicherweise von Fachkräften mit ande-

rer Ausbildung als nach Absatz 2 verfasst werden, und
2.	 geringfügige oder technisch einfache Bauvorhaben.

(2) Bauvorlageberechtigt ist, wer
1.	 die Berufsbezeichnung „Architektin“ oder „Architekt“ füh-

ren darf,
2.	 in die von der Baukammer Berlin geführte Liste der Bauvor-

lageberechtigten eingetragen ist oder, ohne eine solche Lis-
teneintragung, gemäß § 65d bauvorlageberechtigt ist.

(3) Bauvorlageberechtigt sind ferner,
1.	 Berufsangehörige, welche über die in § 65a genannten in-

ländischen oder auswärtigen Hochschulabschlüsse verfügen 
für die in Absatz 1 Satz 2 genannten Vorhaben und
a)	 freistehende oder nur einseitig angebaute oder anbauba-

re Wohngebäude der Gebäudeklassen 1 bis 3,
b)	 eingeschossige gewerblich genutzte Gebäude, die keine 

Sonderbauten sind,
c)	 land- und forstwirtschaftlich genutzte Gebäude, die kei-

ne Sonderbauten sind,
d)	 Garagen bis zu 250 Quadratmeter Nutzfläche,

2.	 Berufsangehörige, welche die Berufsbezeichnung „Innen-
architektin“ oder „Innenarchitekt“ führen dürfen, für die mit 
der Berufsaufgabe der Innenarchitektinnen und Innenarchi-
tekten verbundenen baulichen Änderungen von Gebäuden,

3.	 Berufsangehörige, welche einen berufsqualifizierenden 
Hochschulabschluss eines Studiums der Fachrichtung Bau-
ingenieurwesen gemäß den in der Anlage geregelten Leitli-
nien oder der Fachrichtung Architektur nachweisen können, 
danach mindestens zwei Jahre auf dem Gebiet der Entwurfs-
planung von Gebäuden praktisch tätig gewesen und Be-
dienstete einer juristischen Person des öffentlichen Rechts 
sind, für die dienstliche Tätigkeit sowie

4.	 staatlich geprüfte Technikerinnen oder Techniker der Fach-
richtung Bautechnik mit Schwerpunkt Hochbau, Hand-
werksmeisterinnen oder Handwerksmeister des Maurer- und 
Beton- oder Zimmererfachs und Staatsangehörige eines an-
deren Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines 
nach dem Recht der Europäischen Gemeinschaft gleichge-
stellten Staates, wenn sie in einem dieser Staaten eine ver-
gleichbare Berechtigung besitzen und dafür vergleichbare 
Anforderungen erfüllen mussten wie die in dieser Num-
mer genannten anderen Personen, für
a)	 Gebäude mit nicht mehr als zwei Wohnungen und ins-

gesamt nicht mehr als 250 Quadratmeter Brutto-Grund-
fläche,

b)	 eingeschossige gewerbliche Gebäude bis zu 250 Quad-
ratmeter Brutto-Grundfläche und bis zu 5 Meter Wand-
höhe, gemessen von der Geländeoberfläche bis zur 
Schnittlinie zwischen Dachhaut und Außenwand,

bundene Änderung der Nutzung oder der äußeren 
Gestalt der Anlage,“.

dd)	In Nummer 14 Buchstabe b wird die Angabe „30 m2“ 
durch die Angabe „100 Quadratmeter“ ersetzt.

ee)	 In Nummer  15 Buchstabe a werden nach dem Wort 
„Tankstellen“ die Wörter „sowie Ladestationen für 
Elektromobilität und die damit verbundene Änderung 
der Nutzung“ eingefügt.

b)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 1 Nummer 2 werden nach dem Wort „Gebäu-

den“ die Wörter „ohne Wohnraum“ eingefügt.
bb)	Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Mit der beabsichtigten Anzeige der Beseitigung von 
Gebäuden mit Wohnraum ist die Genehmigung nach 
dem Zweckentfremdungsverbot-Gesetz vom 29. No-
vember 2013 (GVBl. S. 626) in der jeweils geltenden 
Fassung vorzulegen; die Bauaufsichtsbehörde hat die 
beabsichtigte Beseitigung der für das Verbot der Zweck-
entfremdung zuständigen Stelle unverzüglich mitzutei-
len.“

19.	§ 62 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „für die Schaffung von 

Ersatzwohnraum und“ gestrichen.
b)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nummer 1 wird in Buchstabe b das Komma durch das 
Wort „oder“ ersetzt und der folgende Buchstabe c ange-
fügt:
„c)	die Änderung und Nutzungsänderung von Dachge-

schossen zu Wohnzwecken einschließlich der Er-
richtung von Dachgauben im Anwendungsbereich 
des § 34 Absatz 1 Satz 1 des Baugesetzbuchs zum 
Gegenstand hat,“

bb)	Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
„Werden im Laufe eines anhängigen Baugenehmigungs-
verfahrens die Voraussetzungen des Satzes 1 Nummer 1 
Buchstabe a erfüllt oder lagen diese Voraussetzungen 
bereits bei Antragsstellung vor, so gilt der Bauantrag als 
Einreichung der Bauunterlagen nach Absatz  3 Satz  1, 
wenn nicht die Bauaufsichtsbehörde das Baugenehmi-
gungsverfahren fortsetzt; die Bauherrin oder der Bau-
herr ist hierüber zu unterrichten.“

c)	 Absatz 3 Satz 4 wird wie folgt gefasst:
„Das Recht zur Ausführung des Bauvorhabens entsprechend 
den eingereichten Unterlagen erlischt, wenn nach Vorliegen 
der Voraussetzungen nach den Sätzen 2 und 3
1.	 nicht innerhalb von zwei Jahren mit dessen Ausführung 

begonnen wurde oder
2.	 das Bauvorhaben nach sechs Jahren nicht fertig gestellt 

worden ist.“
d)	 In Absatz 4 wird in Satz 1 und Satz 3 jeweils die Angabe 

„Absatz 2 Nr. 3“ durch die Wörter „Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 3“ ersetzt.

e)	 Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefügt:
„(5) Wird nach Durchführung des Bauvorhabens die 

Nichtigkeit des Bebauungsplans festgestellt, so bedarf das 
Bauvorhaben auch keiner Baugenehmigung. Seine Beseiti-
gung darf wegen eines Verstoßes gegen bauplanungsrecht-
liche Vorschriften, der auf der Nichtigkeit des Bebauungs-
plans beruht, nicht verlangt werden, es sei denn, dass eine 
Beeinträchtigung von Rechten Dritter dies erfordert.“

f)	 Der bisherige Absatz 5 wird zu Absatz 6 und Satz 2 wird wie 
folgt gefasst:
„§ 68 Absatz 2 Satz 1, § 72 Absatz 1, 2 Nummer 2 und Ab-
satz 3 sowie § 73 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 Satz 3 sind 
entsprechend anzuwenden.“
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c)	 Garagen bis zu 250 Quadratmeter Nutzfläche.
(4) Die Bauvorlageberechtigten nach Absatz  3 Nummer  1 

sind in eine von der Baukammer Berlin zu führende Liste von 
Mitgliedern und Nicht-Mitgliedern einzutragen. Der Eintragung 
bedarf es nicht, wenn die Eintragung in einem anderen Land be-
reits erfolgt ist.“

24.	Nach § 65 werden die folgenden §§ 65a bis 65d eingefügt:

„§ 65a 
Voraussetzung für die Eintragung in die 

Liste nach § 65 Absatz 2 Nummer 2
(1) In die Liste der Bauvorlageberechtigten ist auf Antrag von 

der Baukammer Berlin einzutragen, wer
1.	 einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss eines Stu-

diums der Fachrichtung Bauingenieurwesen gemäß den in 
der Anlage geregelten Leitlinien an einer deutschen Hoch-
schule nachweist und

2.	 danach mindestens zwei Jahre auf dem Gebiet der Entwurfs-
planung von Gebäuden praktisch tätig gewesen ist.

(2) Auf Antrag ist in die Liste der Bauvorlageberechtigten ein-
zutragen, wer über einen auswärtigen Hochschulabschluss ver-
fügt, der den in Absatz 1 Nummer 1 genannten Anforderungen 
gleichwertig ist, und die Anforderung des Absatzes 1 Nummer 2 
erfüllt.

(3) Eine Antragstellerin oder ein Antragsteller wird in die Lis-
te nach Absatz 1 auch eingetragen, wenn
1.	 sie oder er in Bezug auf die Studienanforderungen einen 

Ausbildungsnachweis nach Artikel  11 der Richtlinie 
2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 7. September 2005 über die Anerkennung von Berufs-
qualifikationen (ABl. L 255 vom 30.9.2005, S.  22, L 271 
vom 16.10.2007, S. 18, L 93 vom 4.4.2008, S. 28, L 33 vom 
3.2.2009, S.  49) in der jeweils geltenden Fassung besitzt, 
soweit diese in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union 
oder einem diesem durch Abkommen gleichgestellten Staat 
erforderlich sind, um in dessen Hoheitsgebiet die Erlaubnis 
zur Aufnahme und Ausübung dieses Berufes zu erhalten,

2.	 der Ausbildungsnachweis den Anforderungen nach Arti-
kel  13 Absatz  2 Satz  2 der Richtlinie 2005/36/EG genügt 
und

3.	 die berufspraktische Tätigkeit mit den Anforderungen nach 
§ 65a Absatz 1 Nummer 2 vergleichbar ist.

Satz 1 gilt auch für eine Antragstellerin oder einen Antragsteller, 
die oder der nachweist, dass sie oder er
1.	 diesen Beruf ein Jahr lang vollzeitbeschäftigt oder während 

einer entsprechenden Gesamtdauer in Teilzeit während der 
vorhergehenden zehn Jahre in Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union oder einem gleichgestellten Staat ausgeübt hat, 
sofern der Beruf im Niederlassungsmitgliedstaat nicht regle-
mentiert ist,

2.	 im Besitz eines Befähigungs- oder Ausbildungsnachweises 
ist, der den Anforderungen nach Artikel 13 Absatz 2 Satz 2 
der Richtlinie 2005/36/EG genügt und

3.	 keine wesentlichen Unterschiede gemäß Absatz  1 Satz  1 
Nummer 1 bestehen.

(4) Einer Eintragung nach Absatz 1 oder Absatz 2 bedarf es 
nicht, wenn die Antragstellerin oder der Antragsteller auf Grund 
einer Regelung eines anderen Landes bauvorlageberechtigt ist. 
Bisherige rechtmäßige Eintragungen in die Liste der Bauvorla-
geberechtigten bleiben unberührt.

(5) § 17 des Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes Berlin 
vom 7. Februar 2014 (GVBl. S. 39), das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 17. Mai 2021 (GVBl. S. 503) geändert wor-
den ist, findet entsprechend Anwendung.

§ 65b 
Eintragungsverfahren für Antragstellerinnen 

und Antragsteller nach § 65a Absatz 3
(1) Für die Form des Antrags auf Eintragung, die einzurei-

chenden Unterlagen sowie das diesbezügliche Verfahren gelten 
die §§ 12 und 13 des Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes 
Berlin.

(2) Antragstellerinnen oder Antragsteller haben Unterlagen 
nach Artikel 50 Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG in Verbin-
dung mit deren Anhang VII Nummer 1 Buchstabe a und b Satz 1 
sowie auf Anforderung nach Anhang VII Nummer 1 Buchstabe 
b Satz 2 dieser Richtlinie vorzulegen. Gibt die Antragstellerin 
oder der Antragsteller an, hierzu nicht in der Lage zu sein, wen-
det sich die Baukammer Berlin zur Beschaffung der erforderli-
chen Unterlagen an die Kontaktstelle, die zuständige Behörde 
oder eine Ausbildungsstelle. Bei Ausbildungsnachweisen ge-
mäß Artikel  50 Absatz  3 der Richtlinie 2005/36/EG kann die 
Baukammer Berlin bei berechtigten Zweifeln von der zuständi-
gen Stelle des Ausstellungsstaates die Überprüfung der Kriterien 
gemäß Artikel  50 Absatz  3 Buchstabe a bis c der Richtlinie 
2005/36/EG verlangen. War die Antragstellerin oder der Antrag-
steller bereits in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder einem gleichgestellten Staat tätig, kann die Baukam-
mer Berlin im Fall berechtigter Zweifel von der im Herkunfts-
staat zuständigen Behörde eine Bestätigung der Tatsache ver-
langen, dass die Ausübung dieses Berufes durch die Antragstel-
lerin oder den Antragsteller nicht auf Grund schwerwiegenden 
standeswidrigen Verhaltens oder einer Verurteilung wegen straf-
barer Handlungen untersagt worden ist. Im Übrigen finden die 
Vorschriften des Artikels 50 Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG 
in Verbindung mit deren Anhang VII Nummer 1 Buchstabe d, e, 
f und g Anwendung. Die auf Verlangen übermittelten Unterla-
gen und Bescheinigungen dürfen bei ihrer Vorlage nicht älter als 
drei Monate sein. Der Informationsaustausch erfolgt über das 
Binnenmarkt-Informationssystem (IMI).

(3) Über die Eintragung in die Liste nach § 65a Absatz 1 ist 
eine Bescheinigung auszustellen. Die Liste enthält folgende An-
gaben:
1.	 Zeitpunkt der Eintragung,
2.	 Familienname, Geburtsname und Vornamen,
3.	 Geburtsdatum, Geburtsort und Geschlecht,
4.	 akademische Grade und Titel,
5.	 ladungsfähige Adresse.
Die Liste enthält darüber hinaus Angaben über die Staatsange-
hörigkeit der Antragstellerin oder des Antragstellers und den 
Staat, in dem die Berufsqualifikation erworben wurde. Wesent-
liche Änderungen gegenüber der nach Satz 2 bescheinigten Situ-
ation hat die Antragstellerin oder der Antragsteller der Baukam-
mer Berlin unverzüglich mitzuteilen. Die für die Löschung aus 
Listen der Baukammer Berlin geltenden Regelungen gelten 
auch für diese Liste.

(4) Kann eine Eintragung in die Liste nicht erfolgen, weil die 
Antragstellerin oder der Antragsteller die Voraussetzungen des 
§ 65a Absatz 3 nicht erfüllt, ist dies durch Bescheid im Sinne 
von § 10 Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz Berlin festzu-
stellen.

§ 65c 
Ausgleichsmaßnahmen

(1) Antragstellerinnen oder Antragsteller, die nicht in die Liste 
nach § 65a Absatz 2 eingetragen werden können, weil sie auf 
Grund von wesentlichen Unterschieden nicht über eine gleich-
wertige Berufsqualifikation verfügen und die über einen Aus-
bildungsnachweis verfügen, der dem Berufsqualifikationsniveau 
nach Artikel 11 Buchstaben b, c, d oder e der Richtlinie 2005/36/
EG entspricht, können einen höchstens dreijährigen Anpas-
sungslehrgang absolvieren oder eine Eignungsprüfung ablegen. 
Beantragt eine Inhaberin oder ein Inhaber einer Berufsqualifika-
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zur Ausübung desselben Berufs rechtmäßig in einem Mitglied-
staat niedergelassen oder erfüllt sie oder er die Voraussetzungen 
des § 65a Absatz 3 Satz 2, so darf ihr oder ihm die Erstellung 
von Bauvorlagen nicht auf Grund ihrer oder seiner Berufsquali-
fikation beschränkt werden. Für die Bestimmung desselben Be-
rufs im Sinne dieses Absatzes gilt das gestufte System des § 65.

(4) Das Recht zur Führung der Berufsbezeichnung des Nie-
derlassungsstaats nach Artikel 7 Absatz 3 der Richtlinie 2005/36/
EG bleibt unberührt. Die Berufsbezeichnung ist dann so zu füh-
ren, dass keine Verwechslung mit einer inländischen Berufsbe-
zeichnung möglich ist.

(5) Auswärtige bauvorlageberechtigte Ingenieurinnen oder 
Ingenieure haben die Berufspflichten zu beachten. Sie sind hier-
für wie Mitglieder der Baukammer Berlin zu behandeln. Die 
Baukammer Berlin stellt über die Eintragung in das Verzeichnis 
nach Absatz 1 Satz 1 eine auf fünf Jahre befristete Bescheini-
gung aus, die auf Antrag verlängert werden kann.

(6) § 17 des Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes Berlin 
findet entsprechend Anwendung.“

25.	§ 67 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird das Wort „kann“ durch das Wort „soll“ 
ersetzt.

bb)	Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
„Dies gilt insbesondere für
1.	 Vorhaben, die der Weiternutzung bestehender Ge-

bäude dienen,
2.	 Vorhaben zur Energieeinsparung und Nutzung er-

neuerbarer Energien oder
3.	 Vorhaben zur Erprobung neuer Bau- und Wohnfor-

men.“
b)	 In Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe „§§ 68 bis 73“ durch die 

Wörter „§§ 68, 69 Absatz 1 bis 3, 70 bis 73“ ersetzt.
26.	§ 69 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz  3 Satz  2 werden die Wörter „Absatz  2 Satz  3“ 
durch die Wörter „Absatz 2 Satz 4“ ersetzt.

b)	 In Absatz 4 Satz 2 2. Halbsatz werden die Wörter „Absatz 2 
Satz 4“ durch die Wörter „Absatz 2 Satz 6“ ersetzt.

27.	§ 70 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 3 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Satz 2 gilt nicht,
1.	 wenn die für die Stadtplanung zuständige Stelle zu dem 

Ergebnis kommt, dass dem Gebot, den angemessenen 
Sicherheitsabstand zu wahren, bereits in einem Bebau-
ungsplan Rechnung getragen ist, oder

2.	 bei der Änderung von Vorhaben nach Satz 2 Nummer 3 
die Zahl der gleichzeitig anwesenden Personen sich 
nicht erhöht.“

b)	 In Absatz 5 Satz 4 wird die Angabe „Satz 2“ durch die An-
gabe „Satz 3“ ersetzt.

28.	Dem § 71 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:
„Nachträge zur Baugenehmigung sind nach den bauordnungs-
rechtlichen Vorschriften zu beurteilen, die zum Zeitpunkt der 
Erteilung der Baugenehmigung galten; die nach der Erteilung 
der Baugenehmigung geltenden bauordnungsrechtlichen Vor-
schriften sind jedoch anzuwenden, soweit diese für die Bauher-
rin oder den Bauherrn günstiger sind.“

29.	Dem § 72 wird folgender Absatz 4 angefügt:
„(4) Nicht verfahrensfreie Vorhaben, deren Baubeginn zuläs-

sig ist, können nach den zu diesem Zeitpunkt geltenden Vor-
schriften ausgeführt werden, solange die Geltungsdauer eines 
Bescheides oder das Recht zur Ausführung eines Bauvorhabens 
dem nicht entgegensteht. Der Zeitpunkt nach Satz 1 ist unabhän-
gig von den Voraussetzungen des Absatzes 2.“

tion gemäß Artikel 11 Buchstabe a der Richtlinie 2005/36/EG 
die Anerkennung ihrer oder seiner Berufsqualifikationen und ist 
die erforderliche Berufsqualifikation unter Artikel 11 Buchstabe 
d der Richtlinie 2005/36/EG eingestuft, so kann die Baukammer 
Berlin sowohl einen Anpassungslehrgang als auch eine Eig-
nungsprüfung vorschreiben.

(2) Die Einzelheiten zur Durchführung von Ausgleichsmaß-
nahmen werden durch Satzung der Baukammer Berlin festge-
legt. Die Satzung bedarf der Genehmigung der für die Baukam-
mer Berlin zuständigen Rechtsaufsichtsbehörde.

(3) Die Baukammer Berlin kann mit anderen zuständigen 
Stellen innerhalb der Bundesrepublik Deutschland landesüber-
greifende Vereinbarungen zur Durchführung von Ausgleichs-
maßnahmen schließen. Die Vereinbarung bedarf der Genehmi-
gung der für das Bauberufsrecht zuständigen Senatsverwaltung 
im Einvernehmen mit der für das Bauwesen zuständigen Senats-
verwaltung.

§ 65d 
Vorübergehende und gelegentliche 

Dienstleistungserbringung von 
bauvorlageberechtigten Ingenieurinnen 

und Ingenieuren, Anzeigeverfahren
(1) Eine Dienstleisterin oder ein Dienstleister ist zur vorüber-

gehenden und gelegentlichen Erstellung von Bauvorlagen be-
rechtigt. Sie oder er ist in ein entsprechendes Verzeichnis bei der 
Baukammer Berlin einzutragen. Der Eintragung bedarf es nicht, 
wenn die Dienstleisterin oder der Dienstleister in ein entspre-
chendes Verzeichnis eines anderen Landes eingetragen ist.

(2) Eine Dienstleisterin oder ein Dienstleister nach Absatz 1 
hat das erstmalige Erbringen von Dienstleistungen zuvor der 
Baukammer Berlin in Textform anzuzeigen. Einer Anzeige nach 
Satz 1 bedarf es nicht, wenn die Dienstleisterin oder der Dienst-
leister bereits auf Grund einer Regelung eines anderen Landes 
zur Dienstleistungserbringung berechtigt ist. Zusammen mit der 
Anzeige sind folgende Unterlagen vorzulegen:
1.	 ein Identitätsnachweis,
2.	 eine Bescheinigung, dass sie oder er in einem Mitgliedstaat 

der Europäischen Union oder einem diesem durch Abkom-
men gleichgestellten Staat rechtmäßig zur Ausübung der be-
treffenden Tätigkeit niedergelassen ist und ihr oder ihm die 
Ausübung dieser Tätigkeit zum Zeitpunkt der Vorlage der 
Bescheinigung nicht, auch nicht vorübergehend, untersagt 
ist,

3.	 ein Berufsqualifikationsnachweis,
4.	 in den in § 65a Absatz 3 Satz 2 genannten Fällen ein Nach-

weis in beliebiger Form darüber, dass die Dienstleisterin 
oder der Dienstleister die betreffende Tätigkeit mindestens 
ein Jahr während der vorhergehenden zehn Jahre ausgeübt 
hat, sofern der Beruf im Niederlassungsmitgliedstaat nicht 
reglementiert ist,

5.	 ein Nachweis über den Versicherungsschutz.
Die §§ 12 und 13 des Berufsqualifizierungsfeststellungsgesetzes 
Berlin gelten entsprechend.

(3) Die Anzeige nach Absatz 2 berechtigt die Dienstleisterin 
oder den Dienstleister zur Erstellung von Bauvorlagen. Der 
Baukammer Berlin steht es frei, die Unterlagen nach Absatz 2 
Satz  3 nachzuprüfen. Die Erstellung von Bauvorlagen ist der 
Dienstleisterin oder dem Dienstleister zu untersagen, wenn die 
Dienstleisterin oder der Dienstleister nicht zur Ausübung des-
selben Berufs rechtmäßig in einem Mitgliedstaat niedergelassen 
ist, ihr oder ihm die Ausübung dieser Tätigkeit nach der Anzeige 
untersagt wird oder sie oder er die Voraussetzungen des § 65a 
Absatz 3 Satz 2 nicht erfüllt. In diesem Fall ist der Dienstleiste-
rin oder dem Dienstleister die Möglichkeit einzuräumen, fehlen-
de Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompetenzen durch einen An-
passungslehrgang zu erwerben oder durch eine Eignungsprü-
fung nachzuweisen. Ist die Dienstleisterin oder der Dienstleister 
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30.	Nach § 72 wird folgender § 72a eingefügt:

„§ 72a 
Typengenehmigung

(1) Für bauliche Anlagen, die in derselben Ausführung an 
mehreren Stellen errichtet werden sollen, wird auf Antrag durch 
die für das Bauwesen zuständige Senatsverwaltung eine Typen-
genehmigung erteilt, wenn die baulichen Anlagen oder Teile von 
baulichen Anlagen den Anforderungen nach diesem Gesetz oder 
auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften entsprechen. 
Eine Typengenehmigung kann auch für bauliche Anlagen erteilt 
werden, die in unterschiedlicher Ausführung, aber nach einem 
bestimmten System und aus bestimmten Bauteilen an mehreren 
Stellen errichtet werden sollen; in der Typengenehmigung ist die 
zulässige Veränderbarkeit festzulegen. Für Fliegende Bauten 
wird eine Typengenehmigung nicht erteilt.

(2) Die Typengenehmigung gilt fünf Jahre. Die Frist kann auf 
Antrag jeweils bis zu fünf Jahren verlängert werden; § 73 Ab-
satz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Typengenehmigungen anderer Länder gelten auch im 
Land Berlin, soweit die Anforderungen an das barrierefreie Bau-
en gemäß § 50 Absatz 1 erfüllbar sind.“

(4) Eine Typengenehmigung entbindet nicht von der Ver-
pflichtung, ein bauaufsichtliches Verfahren durchzuführen. Die 
in der Typengenehmigung entschiedenen Fragen sind von der 
Bauaufsichtsbehörde nicht mehr zu prüfen.“

31.	§ 73 wird wie folgt geändert:
a)	 Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Die Einlegung eines Rechtsbehelfs durch einen Dritten 
hemmt den Lauf der Fristen bis zur Unanfechtbarkeit der 
Baugenehmigung.“

b)	 Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
„Die Frist nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 gilt nicht, wenn 
die Besonderheit des Bauvorhabens eine längere Frist für 
die Fertigstellung erfordert; dies hat die Bauherrin oder der 
Bauherr bei Einreichung des Bauantrags durch Vorlage ei-
nes Bauablaufplans oder anderer geeigneter Unterlagen dar-
zustellen.“

32.	In § 77 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 Buchstabe b wird das Wort 
„nicht“ gestrichen.

33.	§ 85 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:
a)	 In Nummer 6 werden die Wörter „§ 53 Absatz 1 Satz 1, 2, 4 

bis 7“ durch die Wörter „§ 53 Absatz 1 Satz 1 bis 3, 5 bis 7“ 
ersetzt.

b)	 In Nummer 7 werden nach den Wörtern „benutzt oder“ die 
Wörter „ohne die erforderliche Genehmigung (§ 63b) oder“ 
gestrichen.

c)	 In Nummer  8 werden nach den Wörtern „§  61 Absatz  3 
Satz 6“ die Wörter „und des § 63b Satz 3“ gestrichen.

34.	Dem § 89 werden die folgenden Absätze 7 und 8 angefügt:
„(7) Die in der Anlage bestimmten Ausbildungsanforderun-

gen finden keine Anwendung auf Personen, die am 30. Dezem-
ber 2023 ihr Studium bereits begonnen haben. Für diese Perso-
nen gelten die Ausbildungsanforderungen des §  65 in der bis 
zum 30. Dezember 2023 geltenden Fassung.

(8) Die vor dem Inkrafttreten einer Änderung dieses Gesetzes 
eingeleiteten Verfahren sind nach den bis zum Inkrafttreten gel-
tenden Vorschriften fortzuführen; die nach dem Inkrafttreten ei-
ner Änderung dieses Gesetzes geltenden Vorschriften sind ins-
gesamt mit Ausnahme des Fünften Teils jedoch anzuwenden, 
soweit diese für die Bauherrin oder den Bauherrn günstiger 
sind.“

35.	Nach § 89 wird folgende Anlage angefügt:
„Anlage
(zu § 65 Absatz 3 Nummer 3 und § 65a Absatz 1 Nummer 1)
Leitlinien zu Ausbildungsinhalten

Allgemeines:
Die theoretischen und praktischen Inhalte des Studiums müssen 
auf die umfassenden Berufsaufgaben sowie auf die beruflichen 
Fähigkeiten und Tätigkeiten von Bauingenieurinnen oder Bauin-
genieuren ausgerichtet sein. Die Tätigkeit von Bauingenieurinnen 
oder Bauingenieuren umfasst im Wesentlichen die Planung, den 
Entwurf, die Konstruktion, die Ausführung, die Instandhaltung, 
den Betrieb und den Rückbau von Gebäuden und baulichen An-
lagen jeder Art, insbesondere in den Bereichen des Hoch-, Ver-
kehrs-, Tief- und Wasserbaus.
Inhaltliche Anforderungen an das Studium des Bauingenieurwe-
sens:
Im Rahmen eines hauptsächlich auf das Bauingenieurwesen 
ausgerichteten Studiengangs mit der Bezeichnung „Bauingeni-
eurwesen“ oder entsprechenden Studiengängen von mit mindes-
tens drei Studienjahren (entspricht 180 ECTS-Leistungspunk-
ten) müssen mindestens 135 ECTS-Punkte in Studienfächern 
erworben werden, die dem Bauwesen zugeordnet werden kön-
nen. Hierzu gehören:
1.	 Studienfächer, die ein fundiertes Grundlagenwissen im the-

matisch-naturwissenschaftlichen Bereich vermitteln: insbe-
sondere Höhere Mathematik, technische Mechanik, Bau-
physik, Bauchemie, und Baustoffkunde und Technisches 
Darstellen,

2.	 Studienfächer, die allgemeine fachspezifische Grundlagen 
des Bauingenieurwesens vermitteln: insbesondere Baukons-
truktion/Objektplanung Gebäude, Tragwerkslehreplanung, 
Bauinformatik/Geoinformatik, Digitales Bauen, numerische 
Modellierung, Geotechnik, Bodenmechanik und Geodäsie,

3.	 Studienfächer, die spezifische Kenntnisse des konstruktiven 
Ingenieurbaus vermitteln: insbesondere Baustatik, Massiv-
bau (Beton-, Stahlbeton- und Mauerwerksbau), Stahl- und 
Metallbau, Holzbau, Verbundbau, Glasbau und Kunststoffe, 
Brückenbau,

4.	 Studienfächer, die vertiefte Kenntnisse in bauingenieurspe-
zifischen Spezialbereichen vermitteln: insbesondere Was-
serwirtschaft, Wasserbau, Siedlungswasserwirtschaft, Ab-
fallwirtschaft und Altlasten, Verkehrsplanung, öffentliche 
Verkehrssysteme und Verkehrswege (Straße, Schiene) Stra-
ßenwesen,

5.	 Studienfächer, die vertiefte Kenntnisse des Baumanage-
ments vermitteln: insbesondere Bauprojektmanagement, 
Bauprozessmanagement und Baubetriebswirtschaft, Bau-
planungsmanagement,

6.	 Studieninhalte, die weitere allgemeine Grundlagen vermit-
teln: insbesondere Baurecht, Planungsrecht, Ordnungsrecht, 
Zivilrecht (Verträge, Haftung), Bauen im Bestand, Ökolo-
gie, Fremdsprachen (Fachwortschatz) und technische Ge-
bäudeausrüstung.

Der Anteil der Studienfächer in den Nummern 1 bis 4 muss da-
bei mindestens 110 ECTS-Punkte betragen.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 20. Dezember 2023

Die Präsidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin
Cornelia  S e i b e l d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Kai  W e g n e r


